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n Deutschland gibt es derzeit 37
staatlich finanzierte Medizinische
Fakultäten inklusive der Medizini-

schen Fakultät der Hochschule in Wit-
ten-Herdecke, die vom Land NRW zu
einem Teil mitfinanziert wird. Dem ste-
hen 33 Universitätsklinika gegenüber.
Die Divergenz zwischen 33 und 37 ist
u.a. darauf zurückzuführen, dass in eini-
gen Bundesländern mehrere Medizini-
sche Fakultäten ein gemeinsames Uni-
verstätsklinikum haben, so z.B. in Hes-
sen die Medizinischen Fa-
kultäten der Universitäten
Marburg und Gießen das
privatisierte Rhön-Klinikum
und in Schleswig-Holstein
die Medizinischen Fakultäten der Uni-
versitäten Kiel und zu Lübeck das
Schleswig-Holsteinische Universitätskli-
nikum. Zudem hat sich zwar an der
Universität Oldenburg eine Medizini-
sche Fakultät etabliert, das dazugehöri-
ge wie auch immer zu gestaltende Uni-
versitätsklinikum befindet sich jedoch
noch in der Errichtungsphase. Von den
37 Medizinischen Fakultäten befinden
sich 28 in einem sog. Kooperationsmo-

dell mit unterschiedlichen Varianten
nach Maßgabe der jeweiligen Landesge-
setze.

Ausgestaltung des Koopera -
tionsmodells 

Charakteristisch für die Ausgestaltung
des Kooperationsmodells ist vor allem,
dass die Universitätsklinika zwar insti-
tutionell als Anstalten des öffentlichen
Rechtes verselbstständigt sind, aber mit
der Medizinischen Fakultät der jeweili-

gen Universität eng zusammenarbeiten. 
Das Konzept des Kooperationsmo-

dells zieht trotz der gesetzlich statuierten
institutionellen Selbstständigkeit keine
materielle Verselbstständigung des Uni-
versitätsklinikums nach sich. Denn nach
wie vor dient es - so die meisten Landes-
gesetze - der Medizinischen Fakultät der
Universität zur Erfüllung ihrer Aufgaben
in Forschung und Lehre. Weiter nimmt
es Aufgaben der Krankenversorgung ein-
schließlich der Hochleistungsmedizin
wahr und gewährleistet in diesem Rah-
men die Verbindung der Krankenversor-
gung mit Forschung und Lehre. Nicht
nur in tatsächlicher Hinsicht besteht also
ein hohes Maß an Verzahnung von uni-
versitärer Forschung und Lehre auf der
einen und der Krankenversorgung auf
der anderen Seite. Diese Verschränkung
kann nur funktionieren, wenn zwischen
Universitätsklinikum und Medizinischer
Fakultät eine umfassende Kooperation
stattfindet. Diese versuchen Landesgeset-

ze zu institutionalisieren: Universitätskli-
nikum und Universität schließen eine
Kooperationsvereinbarung, die die
Grundlage für die Zusammenarbeit dar-
stellt. Außerdem soll das Klinikum si-
cherstellen, dass die Mitglieder der
Hochschule die ihnen durch Art. 5
Abs. 3 Satz 1 GG und durch das Hoch-
schulgesetz verbürgten Rechte wahrneh-
men können. Der grundrechtlich garan-
tierten Wissenschaftsfreiheit wird damit
auch innerhalb des Universitätsklini-
kums ein besonderer Stellenwert einge-
räumt.

In organisatorischer Hinsicht setzt
sich die Verzahnung von Universität
und Universitätsklinikum fort: Organe

des Klinikums sind dem Vor-
bild der Kapitalgesellschaften
entsprechend der Aufsichts-
rat und der Vorstand. Die
Aufgaben des Aufsichtsrates

entsprechen im Wesentlichen denen des
Aufsichtsrates einer AG (u.a. Bestellung
und Abberufung der Mitglieder des Vor-
standes mit Ausnahme des Dekans, Zu-
stimmung zu wirtschaftlich bedeutenden
Geschäftsvorgängen). Hinzu tritt die
Satzungskompetenz. Die Zusammenset-
zung des Aufsichtsrates spiegelt Träger-
interessen, wirtschaftlichen und wissen-
schaftlichen Sachverstand sowie mitbe-
stimmungsrechtliche Aspekte wider.
U.a. sind in NRW stimmberechtigte Mit-
glieder des Aufsichtsrates Rektor und
Kanzler der Universität und auch in an-
deren Bundesländern gehört mindestens
ein Mitglied der Hochschulleitung –
i.d.R. der Rektor - diesem Aufsichtsgre-
mium an.

Die operative Verantwortung für das
Universitätsklinikum ist hingegen dem
Vorstand übertragen, dem durchgängig
in allen Bundesländern kraft Amtes der
Dekan der Medizinischen Fakultät als
stimmberechtigtes Mitglied angehört.

Kooperationsmodell
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Während also der Aufsichtsrat die be-
trieblichen Ziele festlegt und die Ge-
schäftsführung des Vorstandes über-
wacht, trifft der Vorstand die im Tages-
geschäft anfallenden Entscheidungen.

Die Rolle der Universitäten in
der Hochschulmedizin

Die Mitgliedergruppe der HRK und der
Kanzlerarbeitskreis Hochschulmedizin
haben Ende 2010 ein gemeinsames Pa-
pier mit dem Titel „Die Verantwortung
der Universitäten für die Hochschulme-
dizin im wissenschaftlichen Wettbe-
werb“ auf den Weg gebracht. Mit die-
sem Papier werden Empfehlungen fort-
geschrieben und konkretisiert, die die
HRK zuvor bereits 2005 mit dem Titel
„Eingebundene Souveränität und zur
Zukunft der Medizin in der Universität“
gegeben hatte. 

Ausgangspunkt ist die Feststellung,
dass die Entwicklung der deutschen
Hochschulmedizin durch die Intensivie-
rung des wissenschaftlichen Wettbe-
werbs geprägt ist, in den auch und gera-
de die Medizin führenden Hochschulen
nicht zuletzt durch die Exzellenzinitiati-
ve gestellt sind. Hinzu tritt die Reform-
entwicklung im Gesundheits- und Kran-
kenhauswesen, welche den kranken-
hauswirtschaftlichen Wettbewerb, dem
auch die Universitätsklinika in erhebli-
cher Weise ausgesetzt sind, enorm ver-
schärft hat. Auf dieser Grundlage be-
steht die Überzeugung, dass für eine
Stärkung des Forschungsstandortes
Deutschland und der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen
in den Lebenswissenschaften, deren
maßgeblicher Bestandteil die Medizin
ist, eine enge Verzahnung der Hoch-
schulmedizin mit den anderen Universi-
tätsdisziplinen unverzichtbar ist. Aus
dieser Feststellung leitet sich der Grund-
satz ab, dass die von den Medizinischen
Fakultäten zu verantwortende medizini-
sche Forschung und Lehre und die vom
Universitätsklinikum sicherzustellende
Krankenversorgung sowohl für die qua-
litätsorientierte Weiterentwicklung als
auch für die wissenschaftliche Produkti-
vität der gesamten Universität wichtige
Teilbereiche sind und nicht separiert
werden dürfen, sondern akademisch
und organisatorisch eng in den Fächer-
verbund der Universität integriert ge-
führt und betrieben werden müssen.
M.a.W.: Die Hochschulmedizin stellt
sich danach als unverzichtbarer integra-
ler Bestandteil der Universität dar.

Besonders deutlich wird dies da-
durch, dass der universitäre Anspruch

der Hochschulmedizin glaubhaft und
tragfähig mit Blick auf die Errichtung
interdisziplinärer Studiengänge und For-
schungsverbünde sowie die Stärkung
des wissenschaftlichen Nachwuchses
nur im Dialog und im Rahmen einer un-
verzichtbaren Zusammenarbeit mit den
Disziplinen der Natur- und Lebenswis-
senschaften, der Technikwissenschaften
sowie der Geistes-, Kultur- und Sozial-
wissenschaften erfüllt werden kann. Ei-
ne solche Zusammenarbeit kann we-
sensnotwendig auch vor dem Hinter-
grund notwendiger Profilentscheidun-
gen und Schwerpunktsetzungen sowie
Allianzbildungen etwa mit außeruniver-
sitären Einrichtungen nur unter beson-
derer strategischer Positionierung und
Förderung seitens der Universitätslei-
tungen sichergestellt werden.

Dies anzuerkennen, ist eine Heraus-
forderung an die Verantwortungsge-
meinschaft aus Universität, Medizini-
scher Fakultät und Universitätsklinikum
und setzt die Bereitschaft und Fähigkeit
voraus, dass sich diese drei Bereiche, die
je für sich – durch Gesetz- und Haus-
haltsgesetzgeber gestützt – eine Autono-
mie in Anspruch nehmen, zu einem ko-
operativ-integrativen Miteinander zu-
sammenfinden. Es ist selbstverständlich,
dass die Aufgaben und Ziele, die sich in
den drei Verantwortungsbereichen stel-
len, zwischen den Beteiligten ausgehan-
delt werden müssen. Ebenso nachvoll-
ziehbar ist es aber auch, dass die Beson-
derheit der Universitätsmedizin darin
liegt, dass es auf der Grundlage des Art.
5 Abs. 3 Satz 1 GG die wissenschaftli-
che Seite ist, der eine Prärogative für die
Entscheidung der Ziele im Rahmen des
Aushandlungsprozesses zukommt. Die
Medizinische Fakultät unterscheidet
sich nämlich wesentlich von der For-
schungsabteilung eines Krankenhauses,
weil sie nicht aus den Erträgen der
Krankenhauswirtschaft, sondern aus
Steuermitteln finanziert wird.

Die Art und Weise der organisatori-
schen Verzahnung der drei Verantwor-
tungsbereiche hat daher sicherzustellen,
dass Universitätsleitung und Medizini-
sche Fakultät ihre unverzichtbare Steue-
rungshoheit bei Entscheidungen von
grundsätzlicher Bedeutung von For-
schung und Lehre behalten. Dies impli-
ziert die Einbeziehung der Medizin in
die Struktur- und Entwicklungsplanung
der Gesamtuniversität, den Abschluss
von Zielvereinbarungen zwischen der
Universitätsleitung und der Medizini-
schen Fakultät einerseits sowie die Ein-
beziehung der Medizin in die Zielver-

einbarungen der Universität mit dem
Land andererseits. Entgegen vieler lan-
desgesetzlicher Regelungen bezogen auf
das Kooperationsmodell muss dann
aber auch die Zuständigkeit für die Ent-
wicklungsplanung die Zuständigkeit der
Universitätsleitung für die Budgetvertei-
lung bzw. -festlegung nach sich ziehen.
Entwicklungsplanung und Finanzpla-
nung gehören nämlich untrennbar zu-
sammen. Hinzu kommt überdies die
Zuständigkeit der Universitätsleitung für
das gesamte Berufungswesen inklusive
der klinischen Professuren.

Vor diesem gesamten Hintergrund
stellt sich als eine besondere Herausfor-
derung für die Verantwortungsgemein-
schaft der Abschluss der bereits genann-
ten Kooperationsvereinbarung dar, die
das Nähere über die Zusammenarbeit
des Universitätsklinikums mit der Uni-
versität und ihrer Medizinischen Fakul-
tät zu regeln hat.

Besondere Aufgabenstellungen 
Legt man nun unter Berücksichtigung
der Besonderheiten der Medizinischen
Fakultät und des Universitätsklinikums
mit ihrer Aufgabentrias Forschung, Leh-
re und Krankenversorgung und den da-
mit verbundenen besonderen finanziel-
len Aspekten (vgl. dazu Böhmann,
Hochschulfinanzverwaltung und Hoch-
schulmedizin, in: WissR Bd. 48, S.
158ff.) die soeben aufgezeigten Aufga-
benfelder zugrunde, für die die Universi-
tät auch für den Bereich der Hochschul-
medizin verantwortlich ist, lassen sich
bereits daraus einige gewichtige Rück-
schlüsse für die Rolle von Rektor und
Kanzler in der Hochschulmedizin zie-
hen. Ihnen kommt – ungeachtet der Zu-
ständigkeiten von Universitäts- bzw.
Hochschulräten, von Präsidien und
Rektoraten und von Senaten als Gre-
mien – zur Realisierung der dargelegten
Verantwortungsgemeinschaft und Si-
cherstellung des Primats von Forschung
und Lehre in engem Zusammenwirken
mit dem Dekan bzw. dem Dekanat der
Medizinischen Fakultät eine Schlüssel-
funktion zu. Dies mag beispielhaft auf
der Grundlage der Rechtslage in NRW
anhand einiger signifikanter, das Ver-
hältnis zur Hochschulmedizin bestim-
mender Funktionen von Rektor und
Kanzler beleuchtet werden, ohne dass
insoweit naturgemäß ein Anspruch auf
Vollständigkeit erfüllt werden kann.

Aufsichtsrat 
Rektor und Kanzler in NRW zählen, wie
dargelegt, zu den kraft Amtes dem Auf-
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sichtsrat des Universitätsklinikums an-
gehörenden stimmberechtigten Mitglie-
dern. Hier stellt sich die Frage, welches
Interesse sie im Rahmen dieser Tätigkeit
verfolgen dürfen. Haben sie als gewis-
sermaßen von der Universität „entsand-
te“ Aufsichtsratsmitglieder in dem Sinne
dieselben Pflichten wie die gewählten
Mitglieder, indem sie gesellschaftsrecht-
lichen Grundsätzen folgend vorrangig
das Gesellschaftsinteresse, mithin die
Interessen des Universitätsklinikums, zu
verfolgen und im Aufsichtsrat die unteil-
baren Kontrollfunktionen gegenüber
dem Vorstand auszuüben haben? Wäre
dies so, wäre es ihnen verwehrt, reine
Universitätsinteressen zu ver-
folgen, sofern diese Interessen
nicht deckungsgleich mit den
Interessen des Klinikums sind,
was erfahrungsgemäß nicht sel-
ten der Fall ist.

Doch in einer Entscheidung
aus dem Jahr 2002 hat das Bundesver-
fassungsgericht ausdrücklich festgestellt,
dass die Besetzung des Aufsichtsrates
u.a. mit den Vertretern der Universität,
mithin mit Rektor und Kanzler, und ei-
nem seinerzeit im Benehmen mit der
Medizinischen Fakultät berufenen exter-
nen sachverständigen Mitglied aus dem
Bereich der medizinischen Wissenschaft
eine organisatorische Sicherung der
Wissenschaftsfreiheit darstellt. Daraus
ergibt sich, dass Rektor und Kanzler
sehr wohl berufen sind, universitäre In-
teressen im Aufsichtsrat zu vertreten,
mithin im Rahmen von Beschlussfas-
sungen für eine Prärogative der wissen-
schaftlichen Seite einzutreten. Dass tun
sie z.B. dann, wenn sie strikt darauf ach-
ten, dass das Klinikum einer seiner
Kernaufgaben, nämlich Forschung und
Lehre zu dienen, entspricht.

Es kann aber unabhängig davon
kein vernünftiger Zweifel daran beste-
hen, dass beide Amtsträger bei wohlver-
standenem Handeln im Rahmen ihrer
Mitwirkung im Aufsichtsrat neben der
Verfolgung der Universitäts- und Fakul-
tätsinteressen natürlich stets bemüht
sein sollten, auch die Interessen des
Universitätsklinikums zu wahren.

Berufungsverfahren
Dass dem Rektor im Rahmen des Beru-
fungsverfahrens eine zentrale Rolle zu-
kommt, bedarf eigentlich keiner weite-
ren Betonung. Er ist derjenige, der auch
auf die Professuren der Universitätsme-
dizin den Ruf auf der Grundlage des
von der Medizinischen Fakultät zu erar-
beitenden Berufungsvorschlages zu er-

teilen hat und damit entscheidende Ak-
zente für die Entwicklung der Universi-
tätsmedizin setzt. Dabei ist das Einver-
nehmen mit dem Universitätsklinikum
herzustellen, soweit es sich um Profes-
suren mit Aufgaben in der Krankenver-
sorgung handelt. Allerdings darf der da-
für zuständige Vorstand des Universi-
tätsklinikums sein Einvernehmen nur
verweigern, wenn begründete Zweifel
an der Eignung des Vorgeschlagenen für
die im Universitätsklinikum zu erfüllen-
den Aufgaben bestehen.

Darüber hinaus hat der Rektor auf
die Gestaltung der mit dem zu Berufen-
den abzuschließenden Vereinbarung ei-

nen maßgeblichen Einfluss. Dies gilt für
Professuren ohne Krankenversorgungs-
bezug uneingeschränkt, weil mit ihnen
eine Vereinbarung mit Blick auf Ausstat-
tung und Vergütung abgeschlossen wird,
bei der die Universität gemeinsam mit
der Medizinischen Fakultät der haupt-
sächliche Vertragspartner ist. In NRW
war es bisher zwar – wie in vielen ande-
ren Bundesländern im Rahmen des Ko-
operationsmodells auch – üblich, dass
bezogen auf Professuren mit Kranken-
versorgungsbezug zwei Verträge – ein
Vertrag mit der Universität und ein wei-
terer Vertrag mit dem Universitätsklini-
kum – abgeschlossen wurden. Entschei-
dend ist jedoch, dass seit 2013 in NRW
die gesetzliche Regelung besteht, dass
Vertragsverhältnisse mit Professoren,
denen die Leitung einer Abteilung im
Universitätsklinikum mit Aufgaben in
Forschung, Lehre und Krankenversor-
gung obliegt, in einem einzigen Vertrag
zwischen der Professur, der Universität
und dem Universitätsklinikum geregelt
werden. Parallel dazu war bereits in ei-
nem Gutachten festgestellt worden, dass
die bis dato geltende Praxis eines Zwei-
Vertrags-Modells in NRW rechtlich kei-
nen Bestand haben kann (vgl.
Epping/Becker, die Kooperationsver-
pflichtung von Universität und Universi-
tätsklinikum, in WissR Bd. 47, S. 27ff.).
Diese rechtliche Erkenntnis dürfte auch
für andere Bundesländer, in denen das
Kooperationsmodell gilt, von Bedeutung
sein, auch wenn deren Praxis eines
Zwei-Vertrags-Modells noch nicht aufge-
geben sein sollte. Im Ergebnis bedeutet
die Verpflichtung, einen Vertrag abzu-

schließen, dass die Universität, die Medi-
zinische Fakultät und das Universitäts-
klinikum, sprich Rektor, Dekan sowie
Ärztlicher und Kaufmännischer Direktor
bezüglich der Ausgestaltung des Vertra-
ges eng miteinander zusammenzuwirken
haben und sich dies als ein besonderer
Ausdruck der Kooperationsverpflichtung
darstellt. Allerdings ist diese gesetzliche
Verpflichtung zur Vertragsgestaltung in
NRW bis heute offensichtlich an keinem
Standort umgesetzt worden.

Rektor als Dienstvorgesetzter
Die Stellung des Rektors im Verhältnis
zur Hochschulmedizin wird in denjeni-

gen Ländern noch weiter gestärkt,
in denen geregelt ist, dass er bezo-
gen auf das gesamte der Universi-
tät bzw. dem Land als Dienstherr
bzw. Arbeitgeber angehörende
wissenschaftliche Personal ein-
schließlich der im Universitätskli-

nikum tätigen Ärzte die Funktion des
Dienst- und Disziplinarvorgesetzten
ausübt. Damit ist er – wie ohnehin für
den Bereich außerhalb der Hochschul-
medizin – für alle Maßnahmen zustän-
dig, die die statusrechtliche Stellung des
wissenschaftlichen Personals in der
Hochschulmedizin betreffen. Da das
Universitätsklinikum die die Medizini-
sche Fakultät betreffenden Verwaltungs-
aufgaben einschließlich der Personalver-
waltung im Wege der Organleihe wahr-
nehmen dürfte, hat der Rektor auf diese
Weise nicht nur jederzeitigen Zugriff auf
die Personalakten, sondern kann er das
Klinikum auch anweisen, wie in Perso-
naleinzelfällen zu verfahren ist; dies be-
trifft z.B. Kündigungen von Beschäftig-
ten, Erteilung von Nebentätigkeitsge-
nehmigungen und Einleitung von beam-
tenrechtlichen Disziplinarverfahren.

Kooperationsvereinbarung 
Es ist keine Frage, dass Rektor und Kanz-
ler – zusammen mit dem Dekanat der
Medizinischen Fakultät – bezogen auf
den Abschluss der bereits erwähnten Ko-
operationsvereinbarung mit dem Univer-
sitätsklinikum eine besondere Rolle zu-
kommt, gilt es doch mit dieser Vereinba-
rung, die mangels detaillierter gesetzli-
cher Vorgaben erhebliche Spielräume er-
öffnet, die vielfältigen, auch standortspe-
zifischen Beziehungen zwischen Univer-
sität und Universitätsklinikum vertrau-
ensbildend zu regeln. Dass ein wesentli-
ches Augenmerk im Rahmen dieser Ver-
einbarung auf den Ausgleich von Auf-
wendungen, die beide Seiten für For-
schung, Lehre und Krankenversorgung
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aufbringen, und auf die Zusammenarbeit
der Verwaltungen der Universität und
des Universitätsklinikums sowie der De-
kanatsverwaltung liegt, ergibt sich per se.

Bei aller Sorgfalt und Intensität, die
der Kooperationsvereinbarung von allen
Seiten gewidmet sein sollte, sollte nicht
aus dem Auge verloren werden, dass eine
solche Vereinbarung auch mit Kooperati-
onswillen gelebt werden muss. Dies
hängt ganz wesentlich von den handeln-
den Personen ab. Die Erfahrung lehrt,
dass eine noch so gut formulierte und ge-
staltete Vereinbarung wertlos ist, wenn
nicht Rektorat, Vorstand und Dekanat an
einem Strang ziehen und bereit sind, die
unterschiedlichen Interessenlagen in ei-
nen angemessenen Ausgleich zu bringen.

Aufgabenstellung des Kanzlers
Schließlich soll auch noch ungeachtet
seiner Mitgliedschaft im Aufsichtsrat, sei-
ner Mitwirkung in den Berufungsverfah-
ren und Mitgestaltung des Kooperations-
vertrages ein Blick auf weitere Aspekte
der Aufgabenstellung des Kanzlers bezo-
gen auf die Hochschulmedizin geworfen
werden. Ihm kommt neben den be-
schriebenen Aufgaben sicherlich eine be-
sondere Funktion im Rahmen der Zu-
sammenarbeit der Verwaltungen nach
Maßgabe der Regelungen der Kooperati-
onsvereinbarung zu. Dazu gehören in
vielfältiger Hinsicht notwendige Abstim-
mungen mit dem die Verwaltung des
Universitätsklinikums leitenden Kauf-
männischen Direktor, wobei auch hier
standortspezifische und geschichtlich ge-
wachsene Besonderheiten etwa im Be-
reich der Liegenschaften und von über-
geordneten, gemeinsamen Serviceein-
richtungen ebenso eine Rolle spielen wie
die Frage, welche Verwaltung für die Me-
dizinische Fakultät welche Verwaltungs-
aufgaben wahrzunehmen hat und auf
welche Aufgaben sich in diesem Zusam-
menhang die Verwaltung des Dekanats
der Medizinischen Fakultät konzentrie-
ren sollte.

Soweit Bundesländer den Universitä-
ten – entgegen den Empfehlungen der
HRK und der Medizinkanzler – keine
budgetrechtlichen Befugnisse im Verhält-
nis zu ihren Medizinischen Fakultäten
einräumen, dürften dem Kanzler i.d.R.
auch keine Kontroll- und Widerspruchs-
rechte bezogen auf die Hochschulmedi-
zin zustehen, es sei denn, dass dazu der
Gesetzgeber eine spezielle Regelung ge-
troffen hat, so wie in NRW mit dem 31b
Abs. 2 Satz 2 HG – eine Vorschrift, die,
so viel sei gesagt, unglücklich formuliert
und in ihrem Anwendungsbereich um-

stritten ist. Nach ihrem Sinn und Zweck
dürfte sie entgegen der Auffassung des
Wissenschaftsministeriums NRW dem
Kanzler – analog seiner Rechte im Ver-
hältnis zum Rektorat – die Möglichkeit
eröffnen, gegen Entscheidungen der Me-
dizinischen Fakultät über die Verwen-
dung der Mittel des Zuführungsbetrages
für Forschung und Lehre jedenfalls dann
Widerspruch zu erheben, sofern diese mit
dem Hochschulentwicklungsplan nicht
in Einklang stehen (vgl. dazu Epping,
Der Kanzler und „sein“ Universitätsklini-
kum, in: Festgabe für Dieter Leuze zum
80. Geburtstag, 2013, S. 41ff. (49f.)).
Dass es sich dabei um eine den Kanzler
im Verhältnis zur Hochschulmedizin in
einen nicht unerheblichen Konflikt brin-
gende Vorschrift handelt, steht außer
Frage. Möglicherweise deswegen ist von
ihr bisher– soweit dies ersichtlich ist –
auch noch kein Gebrauch gemacht wor-
den.

Fazit
Die Komplexität der Hochschulmedizin
und ihre Bedeutung für die Gesamtuni-
versität spiegelt sich auch in der speziel-
len Rolle wider, die Rektor und Kanzler
in dem Kooperationsmodell zukommt.
Sie erfordert die Bereitschaft, sich in die
speziellen Belange der Medizin hinein-
zubegeben, und die Fähigkeit, auch und
gerade mit den maßgeblichen Funktions-
trägern im Aufsichtsrat und Vorstand des
Universitätsklinikums und mit dem De-
kan der Medizinischen Fakultät ständig
zu kommunizieren, um dem hohen Ab-
stimmungsbedarf Rechnung tragen zu
können. Von wesentlicher Bedeutung
dürfte auch sein, dass in der Hochschul-
leitung Einigkeit über die Strategie im
Verhältnis zur Hochschulmedizin be-
steht und u.a. eine Abstimmung darüber
erfolgt, wie die Hochschulleitung ihre
Rolle im Aufsichtsrat und seinen Aus-
schüssen wahrnehmen will.

Die Universität ist im Übrigen gut be-
raten, wenn im Rektorat bzw. Präsidium
als Prorektor bzw. Vizepräsident ein
Mitglied der Medizinischen Fakultät ver-
treten ist, das mit seiner Expertise und
seiner Nähe zur Fakultät in nicht uner-
heblicher Weise die von Rektor und
Kanzler wahrzunehmenden Funktionen
unterstützen kann.

Die Interessengegensätze zwischen
Universität, Medizinischer Fakultät und
Universitätsklinikum können evident
sein. Konflikte sind z.B. dadurch ange-
legt, dass das Klinikum angesichts der
wirtschaftlichen Situation immer wieder
Einsparungen vorzunehmen hat, die

zwangsläufig auch auf die Bereiche von
Forschung und Lehre durchschlagen,
und in einer solchen Situation die Uni-
versität und ihre Medizinische Fakultät
das Primat von Forschung und Lehre
angesichts des Umstandes einzufordern
haben, dass eine wesentliche Aufgabe
des Klinikums darin besteht, Forschung
und Lehre zu dienen. In solchen kon-
fliktträchtigen Situationen, in denen die
Interessensgegensätze besonders deut-
lich werden, erfordert das Kooperations-
modell von allen Beteiligten Kooperati-
onsbereitschaft, Kommunikations- und
Überzeugungsfähigkeit und die Fähig-
keit, Kompromisse einzugehen.

In einer Zeit, in der die Universitäten
mehr denn je alle Anstrengungen zu un-
ternehmen haben, ihre vor allem auch
interdisziplinären Stärken auszuschöp-
fen, um im Wettbewerb mit anderen Ein-
richtungen bestehen zu können, kann es
keine Frage sein, dass die Hochschulme-
dizin mit ihren Ressourcen und Qualitä-
ten maßgeblich zum Erfolg in diesem
Wettbewerb beitragen kann. Hochschul-
leitungen dürften daher gut beraten sein,
sich um ihre Medizin zu kümmern.

Gekürzte Fassung eines Vortrages gehalten am
14. April 2016 in Essen im Rahmen einer vom
Verein zur Förderung des deutschen & interna-
tionalen Wissenschaftsrechts durchgeführten
Veranstaltung. Die ausführliche Fassung des
Textes kann bei der Redaktion angefordert wer-
den.
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